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Plötzlich muss Viktor Orban kämpfen
Ungarns Wahlrecht begünstigt die Regierungspartei – kann sie dennoch verlieren?

MERET BAUMANN, OCSA

Jeder, der in der Nähe der Bühne stehen
will, bekommt eine Fahne in die Hand ge-
drückt.Ein Einpeitscher erklärt,wie man
sie später schwenken soll, damit es gut
aussieht auf den Fotos undVideos. Rund
1000 Menschen haben sich auf dem Rat-
hausplatz von Ocsa für den Auftritt von
Viktor Orban versammelt.Voll ist er da-
mit nicht, und auch die Stimmung ist ver-
halten.Einige singen zwar die Lieder mit,
die aus den Lautsprechern schallen.Aber
in die Sprechchöre, die eine Gruppe jun-
ger Parteifunktionäre zu initiieren ver-
sucht, stimmen nur die treusten Anhän-
ger in den vordersten Reihen ein.

Das erstaunt, denn dass der langjäh-
rige Regierungschef in der kleinen Ge-
meinde südlich von Budapest mit weni-
ger als 10 000 Einwohnern Wahlkampf
macht, ist ein Ereignis. In den vergan-
genen Jahren hatte es kaum je die Ge-
legenheit gegeben, ihn live zu erleben.
Orban war jeweils nur in kontrolliertem
Rahmen und vor ausgewähltem Publi-
kum öffentlich aufgetreten. Er pflegt
zwar sein Image als Landesvater, aber
ein Volkstribun ist er nicht.

Kräftemessen auf den Plätzen

Nun aber tourt der Regierungschef seit
Mitte März durchs Land, denn er muss
erstmals seit langer Zeit ernsthaft um
seine Wiederwahl fürchten. In den Um-
fragen unabhängiger Institute liegt er seit
Monaten weit hinter dem Oppositions-
führer Peter Magyar von der Partei Tisza
zurück. Das Regierungslager bezeichnet
die Werte zwar als politisch motivierte
Fiktion und verweist auf die Befragun-
gen ihm nahestehender Demoskopen,
die einen Vorsprung für den Fidesz aus-
weisen.Aber offenkundig lässt es Orban
nicht unbeeindruckt, dass sein Heraus-
forderer seit zwei Jahren fast ununterbro-
chen unterwegs ist und auch in denHoch-
burgen des Fidesz auf dem Land jeweils
eindrückliche Mengen versammelt.

Praktisch nach jeder Kundgebung
postet der Ministerpräsident auf seiner
Facebook-Seite einen Fotovergleich mit
Tisza-Veranstaltungen in der gleichen
Gemeinde vor einer viel kleinerenMen-
schenmenge. «Wir sind die Mehrheit»,
schreibt er jeweils dazu.User weisen in-
des regelmässig darauf hin, dass es sich
um Aufnahmen lange vor dem Auftritt
Magyars handelt, mit anderer Zoom-
Einstellung oder um solche aus derVer-
gangenheit, etwa weil die Besucher som-
merliche Shorts tragen.

Stärke zu zeigen, ist auch der Grund,
warum ein Paar in den Fünfzigern auf
den Rathausplatz in Ocsa gekommen ist.
«Wir wollen dem Ministerpräsidenten

Zuversicht vermitteln – und uns selbst
auch», sagt die Frau, die Lateinlehrerin
ist. Die Errungenschaften der letzten
sechzehn Jahre müssten bewahrt wer-
den. Vor allem Orbans Familienpolitik
ist den Eltern von fünf Kindern wichtig.
Dabei gehe es ihnen nicht primär um die
vielen Unterstützungsleistungen, die der
Fidesz eingeführt hat, sondern um die
Wertschätzung für Familien, betonen sie.

Der 45-jährige Zsolt überlegt lange,
was ihm das wichtigste Anliegen ist,
während seine Frau Barbara sofort sagt:
«Frieden.» Ihre Nachnamen wollen die
beiden nicht nennen. Sie haben zwei
Söhne im Alter von 13 und 10 Jahren.
Sie wolle nicht, dass diese dereinst in den
Krieg ziehen müssten, erklärt Barbara.
Das werdeViktor Orban garantieren, ist
sie überzeugt.Andere in der Menge tra-
gen Schilder mit der Aufschrift, Ungarn
dürfe keine Oblast der Ukraine werden.

Kurz die Fassung verloren

Die Gefahr, das Land könnte in den
Krieg im Nachbarland hineingezogen
werden, war überWochen Orbans wich-
tigstes Wahlkampfthema. Den ukraini-
schen Präsidenten Wolodimir Selenski
zeichnet er dabei als Feindbild, Magyar
als seine willfährigeMarionette. In seiner
24-minütigen Rede zum Nationalfeier-
tag Mitte März kam die Ukraine 16 Mal
vor.Orban verstieg sich sogar zu der Be-

hauptung, der Urnengang werde darüber
entscheiden, ob Selenski die ungarische
Regierung werde oder er selbst.

An diesem Abend in Ocsa stehen
aber plötzlich andere Themen im Vor-
dergrund. «Viktor, Viktor!», erschallt
es, als der Ministerpräsident in einer
blauen Steppjacke die kleine Bühne be-
tritt. Dann spricht er über die Gefahr
einer neuen Migrationswelle wegen
des Kriegs im Nahen Osten, über die in
den vergangenen Jahren geschaffenen
Arbeitsplätze und die neuen Sozialleis-
tungen. Fast im Stil eines Klassenkämp-
fers rühmt sich Orban, den multinatio-
nalen Firmen in Ungarn Geld abgenom-
men und an Familien oder Rentner ver-
teilt zu haben. Diese Mittel wolle eine
«proukrainische Regierung» kürzen.

Gut zwanzig Minuten dauert Orbans
Rede. Dann schüttelt er von der Bühne
aus ein paar Hände, winkt in die Menge
und verschwindet ebenso plötzlich,wie er
gekommen ist. Der Platz leert sich rasch.
Das regierungskritische Portal «HVG»
schreibt später über denAuftritt, die Be-
geisterung für Orbans Tour lasse nach.

Der 62-Jährige hat den Ruf, ein be-
gnadeterWahlkämpfer zu sein.Laut den
aktuellsten Umfragen hat sich Magyars
Vorsprung in den vergangenenWochen
aber noch vergrössert. Möglicherweise
setzt das Regierungslager deshalb im
Endspurt auf neue Themen. Die An-
spannung ist jedenfalls spürbar. Bei sei-

nemAuftritt in Györ Ende März verlor
Orban die Fassung, als einige Demons-
tranten ihn ausbuhten. Sie stünden nicht
auf der Seite der Ungarn, beschimpfte
er sie wütend.

Aber kann es der Opposition wirk-
lich gelingen, Orban zu stürzen – in
einem Land, das dieser zu einer «illibe-
ralen Demokratie» umgebaut hat und
das etwa das EU-Parlament als «elek-
toraleAutokratie» bezeichnet? Tatsäch-
lich besteht ein strukturelles Ungleich-
gewicht zugunsten der Regierungspartei.
Die Wahlbeobachter der Organisation
für Sicherheit und Zusammenarbeit in
Europa (OSZE) haben deshalb alle Par-
lamentswahlen in Ungarn seit 2014 als
frei, aber nicht fair eingestuft.

Dabei geht es nicht um plumpe
Wahlfälschung, sondern um die Über-
macht der Regierung in der Kampagne
und vor allem um ein auf den Fidesz zu-
geschnittenes Wahlrecht. Orban refor-
mierte dieses nach seiner Rückkehr an
die Macht 2010. Seither bescherte es
ihm jedesMal eine Zweidrittelmehrheit
im Parlament, obwohl seine Partei 2014
und 2018 jeweils weniger als 50 Prozent
der Stimmen erhielt.

Die Gründe dafür sind eine Stärkung
des Mehrheitswahlrechts und Gerry-
mandering, also das passende Zuschnei-
den von Wahlkreisen. 106 der 199 Par-
lamentssitze werden als Direktmandate
mit einfacher Mehrheit vergeben. Das
begünstigt die stärkste Kraft und passt
eigentlich für ein Zweiparteiensystem,
was Ungarn bisher nicht war. Die hete-
rogene Opposition scheiterte deshalb
jeweils auch an ihrer Zerstrittenheit –
bis Magyars Stärke fast alle anderen Par-
teien in die Bedeutungslosigkeit stürzte.

Dazu kommen ungleich gezogene
Wahlkreise, die konservativen, länd-
lichen Regionenmehr Gewicht geben als
städtischen Gebieten,wo die Opposition
stark ist. Erst vor gut einem Jahr wurden
Budapest 2 seiner zuvor 18Wahlbezirke
entzogen und die Gebiete denAgglome-
rationsgemeinden zugewiesen.

Für eine Niederlage abgesichert

Die Regierung argumentiert jeweils mit
demografischen Veränderungen. Die
OSZE kritisiert in einem aktuellen Be-
richt aber, dass die Bevölkerungszahl in
20Wahlbezirken ummehr als 10 Prozent
vom Durchschnitt abweiche, in 4 sogar
um mehr als 20 Prozent. Empfohlen sind
maximal 10 Prozent. Wegen des Gerry-
mandering kämen nach Berechnung des
Forschungszentrums 21 bei Stimmen-
gleichheit der Fidesz auf 52 Prozent der
Sitze und die Tisza nur auf 45 Prozent.

Bei einer starken Wechselstimmung
kann die Opposition diese Nachteile
wettmachen – und sogar eine satteMehr-
heit gewinnen, weil dann das mehrheits-
fördernde Wahlrecht sie begünstigt. Das
Wahlbarometer des Internetsenders Par-
tizan schätzt auf Basis der Umfragen die
Möglichkeit, dass Tisza sogar eine Zwei-
drittelmehrheit gewinnt, auf immer-
hin 30 Prozent. Gemäss der am Mitt-
woch veröffentlichten Mandatsprognose
von Median könnte Magyar diese sogar
komfortabel erreichen. Vor vier Jahren
lag das unabhängige Institut richtig, als
es kurz vor der Wahl einen haushohen
Sieg des Fidesz erwartete.

Die qualifizierte Mehrheit wäre des-
halb von grosser Bedeutung, weil Orban
sich in den vergangenen Jahren auch für
den Fall einer Niederlage abgesichert
hat. Nicht nur für Verfassungsänderun-
gen, sondern auch für die Anpassung
vieler wichtiger Gesetze oder die Be-
setzung von Kontrollgremien bedarf es
einer Zweidrittelmehrheit. Ohne diese
drohtMagyar das polnische Szenario: ein
Wahlsieg ohne echte Reformmöglichkeit.

Noch kämpft Orban dafür, dass auch
das nicht passiert. Es könne durch-
aus der Moment kommen, in dem man
etwas Neues ausprobieren wolle, sagt
er vor der Menge in Ocsa. «Aber nicht
in den nächsten vier Jahren.» Für den
Kampf gegen die Forderungen aus Brüs-
sel und Kiew brauche es Erfahrung. Es
sei nicht die Zeit des Risikos,mahnt der
Regierungschef.

Viktor Orban ist der am längsten dienende Regierungschef in Europa. Nun droht ihm eine Niederlage. DENES ERDOS / AP

Wahlbeobachter
der OSZE stehen
in der Kritik
EU-Politiker fordern den Rückzug
einer Russin aus der Ungarn-Mission

MERET BAUMANN, WIEN

Die Parlamentswahl am Sonntag gilt
als die wichtigste seit vielen Jahren in
Ungarn, nicht nur für das Land selbst.
Bei einem engen Rennen steht das Er-
gebnis möglicherweise erst Tage nach
dem Urnengang fest. Zum einen werden
etwa die im Ausland abgegebenen Stim-
men erst später ausgezählt.Zum anderen
bereiten bereits beide politischen Lager
den Boden fürAnfechtungen.Ein Grund
könnte der Vorwurf ausländischer Ein-
flussnahme sein. Ministerpräsident Vik-
tor Orban bezichtigt die Ukraine und die
EU der Einmischung, sein Herausforde-
rer Peter Magyar dagegen Russland.

Dass für Moskau viel auf dem Spiel
steht, haben in den vergangenen Ta-
gen publik gewordene Protokolle von
Gesprächen zwischen der ungarischen
Regierung und demKreml gezeigt. Laut
diesen stimmte sich Budapest eng mit
der russischen Führung ab und vertrat
auf EU-Ebene deren Interessen.

Für Putin übersetzt

Vor diesem Hintergrund stösst es bei
ungarischen Nichtregierungsorganisatio-
nen auf Skepsis, dass in einer der Wahl-
beobachtungsmissionen der Organisation
für Sicherheit und Zusammenarbeit in
Europa (OSZE) auch Daria Bojarskaja
eine Rolle spielt. Die Russin arbeitet seit
2021 im internationalen Sekretariat der
Parlamentarischen Versammlung (PV)
der OSZE in Wien, wo die Organisation
ihrenHauptsitz hat.Zuvor war sie für das
russische Aussenministerium tätig gewe-
sen und dabei auchmehrmals als Dolmet-
scherin von Wladimir Putin im Einsatz.
Für diese Aufgabe kommen nur beson-
ders loyale Personen infrage. Bojarskaja
ist in der OSZE, bei der auch Russland
Mitglied ist, denn auch umstritten. Polen
stufte sie als Persona non grata ein und
schloss sie 2022 aus Sicherheitsgründen
von einer Sitzung der PV aus.

Bojarskaja soll nun die Beobachter-
mission der PV koordinieren. Das Unga-
rische Helsinki-Komitee protestierte da-
gegen mit einem Schreiben unter ande-
rem an den amtierenden OSZE-Vorsit-
zenden, Bundesrat Ignazio Cassis, wie
das Wiener Magazin «Falter» schon vor
einem Monat berichtete. Vergangene
Woche verlangten auch 56 EU-Parla-
mentarier die Abberufung Bojarskajas,
um die Glaubwürdigkeit der Mission zu
garantieren. Der Sprecher der PV wies
die Kritik jedoch als unbegründet zu-
rück. Die Russin sei nie die persönliche
Dolmetscherin Putins gewesen, sondern
habe nur gelegentlich für ihn übersetzt.
Das sei normal für eineMitarbeiterin des
Aussenministeriums.

Entscheidet der Stimmenkauf?

Bedeutender ist allerdings ohnehin die
Beobachtermission des bei der OSZE
angesiedelten Büros für demokrati-
sche Institutionen und Menschenrechte.
Ihr Kernteam ist seit Ende Februar in
Ungarn und überwacht nebst demWahl-
ablauf am Sonntag auch die Kampagne.

Die OSZE bewertet die Urnengänge
in Ungarn schon seit 2014 als frei, aber
nicht fair. Die Stimmabgabe verlaufe gut
organisiert und problemlos, schrieb sie
etwa vor vier Jahren.Aber unter anderem
dieVerwendung von staatlichen Geldern
durch die Regierungspartei Fidesz, deren
mediale Übermacht und fehlende Trans-
parenz verhinderten Chancengleichheit.

Neue Beachtung hat in den vergange-
nen Tagen das bekannte ungarische Pro-
blem des Stimmenkaufs erhalten. Der
Ende März erschienene Dokumentar-
film «Der Preis einer Stimme» beleuch-
tet, wie Menschen in den ärmsten Regio-
nen ihre Stimme für wenig Geld,Lebens-
mittel, Alkohol oder sogar Drogen ver-
kaufen. Auch gezielte Schikane lokaler
Behörden und Erpressung werden einge-
setzt. In derVergangenheit bedienten sich
alle Parteien dieser Praxis, aber derzeit
steht der Fidesz mit seiner Finanzkraft im
Fokus. Laut den Recherchen könnten bis
zu 7 Prozent der Stimmen betroffen sein.

So stehen die ungarischen Parteien in der Wählergunst

Wahlabsicht der Befragten in Prozent

Fidesz Tisza (Peter Magyar) Demokratische Koalition Mi Hazank
MKKP (Hundepartei)

Gezeigt wird ein modellierter Umfragedurchschnitt, der maximale Fehlerbereich der Befragungen
liegt in der Regel bei ±3,1 Prozentpunkten. Zwischen April und Oktober 2024 beziehen sich die
Werte bei der Demokratischen Koalition auf die Allianz mit Sozialisten und Grünen.
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Protestaktion der grössten medizinischen Fachgesellschaft
Papierflut statt Behandlung – eine Umfrage zeigt die bürokratische Belastung von Hausärzten und Spitälern auf

ANDRI ROSTETTER

In Arztpraxen gehören überflüssige
administrative Aufgaben zum Alltag.
Die Bürokratie hält das medizinische
Personal zunehmend von der eigent-
lichen Arbeit ab. Das zeigt eine aktu-
elle Umfrage der Schweizerischen Ge-
sellschaft fürAllgemeine Innere Medizin
(SGAIM) unter 1800 Ärztinnen, Ärzten
und Angehörigen des Praxispersonals.

Die Umfrage listet eine ganze Reihe
von Aufgaben auf, die als unnötig emp-
funden werden.Dazu gehören dieAktua-
lisierung von Medikationslisten, das
Überprüfen von Rezepten,Doppeldoku-
mentationen, Rückfragen der Kranken-
kassen oder Zeugnisse für Arbeitsunfä-
higkeit, die bereits ab einem Tag aus-
gestellt werden müssen. Auch müssten
IV-Berichte wiederholt erstellt werden,
obwohl sich die klinische Situation nicht
verändert habe. Zu schaffen macht der

Ärzteschaft auch die ungenügende Digi-
talisierung.Vieles kommt noch in Papier-
form oder als PDF-Dokument, die nicht
bearbeitet werden können. «Wir sind be-
schäftigt mit Ausdrucken, Unterschrei-
ben, Scannen, Mailen – und das im Jahr
2026», sagt Sven Streit. Er ist Hausarzt
und Professor am Institut für Hausarzt-
medizin an der Universität Bern. Zudem
präsidiert er die Nachwuchsförderungs-
kommission der SGAIM.

Klima des Misstrauens

Beim Papier setzt auch die Kampa-
gne der SGAIM an. Mit einem physi-
schen «Papiertiger»-Aufkleber auf den
entsprechenden Dokumenten soll un-
nötige Bürokratie markiert und sicht-
bar gemacht werden. Die Aktion sei
nicht als Provokation gedacht, sondern
als «Einladung zur Reflexion», sagt
Streit. «Braucht es das wirklich? Dient

es der Versorgung? Hat es einen Nut-
zen für Patientinnen und Patienten?»
Für Streit ist es eine einfache Rechnung:
Jede Stunde Bürokratie ist eine ver-
lorene Stunde für die Patienten. «Haus-
ärztlicheVersorgung lebt vom Gespräch,
von Kontinuität und klinischem Denken.
Wenn der administrative Aufwand zu-
nimmt, leidet genau das», sagt er.

Streit illustriert das Bürokratiepro-
blem mit einem Beispiel: «In Pflegehei-
men brauchen viele Leute Inkontinenz-
einlagen, weil sie Urin verlieren. Ich muss
immer mehr Formulare unterschreiben,
dass eine Person diese Einlagen tatsäch-
lich braucht, obwohl niemand ernsthaft
an der Notwendigkeit zweifeln würde.»

Die Formularflut werde nicht mehr
als gezielte Überprüfung der Wirksam-
keit, Zweckmässigkeit und Wirtschaft-
lichkeit wahrgenommen, sondern als
systematische Absicherung. «Viele Ärz-
tinnen und Ärzte erleben diese Praxis

als Ausdruck einer systematischen Kon-
trollkultur», sagt Streit. Das fördere ein
Klima des Misstrauens.

Verschärft werde die Papierflut durch
das Fehlen von Standards. Jede Ver-
sicherung verwende ein anderes Formu-
lar, obwohl immer dieselben Angaben
verlangt würden. Oder es würden Briefe
und E-Mails mit dem gleichen Inhalt
parallel verschickt – doppelte Arbeit
ohne erkennbaren Nutzen. «Das zeigt
uns: Das System der Kontrolle ist selbst
ausser Kontrolle geraten», sagt Streit.

Krankenversicherer machen mit

Die SGAIM und ihre Partnerorganisa-
tionen fordern deshalb mehr Interopera-
bilität,klare Standards und Delegations-
möglichkeiten. Zudem soll die «Pflicht-
leistungsvermutung» wieder zu einem
gelebten Prinzip werden.Der Begriff aus
dem Krankenversicherungsgesetz be-

sagt,dass ärztliche Behandlungen grund-
sätzlich als wirksam, zweckmässig und
wirtschaftlich gelten. Wenn eine Kran-
kenkasse eine Behandlung nicht bezah-
len will, muss sie zuerst beweisen, dass
diese Kriterien nicht erfüllt sind.

Die SGAIM-Kampagne stösst in der
Branche auf breite Unterstützung. «Die
Resultate geben einen guten Einblick in
die unnötige administrative Belastung,
unter der die Ärzteschaft leidet», so lässt
sich die FMH-Präsidentin Yvonne Gilli
in einer Medienmitteilung zitieren. Die
Erkenntnisse der Umfragen sollen «in
die praktische und politische Arbeit der
FMH zur administrativen Entlastung
ihrer Mitglieder einfliessen». Der Kran-
kenversichererverband Prioswiss betei-
ligt sich ebenfalls aktiv an der Kampa-
gne. Der Verband will sich diese Woche
zusätzlich in einer Mitteilung zur Büro-
kratie im Gesundheitswesen äussern. Für
dieÄrzteschaft ist das schon einTeilerfolg.

Die SVP will dasselbe wie Brüssel
Gegner der neuen Abkommen wehren sich gegen die Aufspaltung des Pakets – die EU auch, aber aus anderen Gründen

FABIAN SCHÄFER, BERN

Das kommt selten vor:Die Schweizerische
Volkspartei und die Europäische Union
sind sich einig.Die SVP greift den Bundes-
rat und die anderen Parteien aus demsel-
ben Grund an,der auch hoheVertreter der
EU umtreibt.Beide stören sich daran,dass
die neuen bilateralen Abkommen in der
Schweiz politisch nicht als das behandelt
werden sollen, als was sie verhandelt wor-
den sind: als ein einziges Gesamtpaket.

Dass namhafte Befürworter der Ver-
träge von FDP bis SP damit liebäugeln,
das grosse Paket aufzuteilen, hat sich
schon länger abgezeichnet. In aller Deut-
lichkeit hat sich etwa der FDP-Natio-
nalrat Simon Michel im März in einem
Streitgespräch in der NZZ für eine Va-
riante mit mindestens zwei Volksabstim-
mungen ausgesprochen. Über die Oster-
tage nahmen die Tamedia-Zeitungen das
Thema auf und berichteten, dieser Plan
finde im Parlament breite Unterstützung.
Die SVP reagierte heftig: Das Volk solle
«einmal mehr an der Nase herumgeführt»
werden.«Plötzlich» wollten die Befürwor-
ter das Paket aufteilen, moniert die SVP.
Sie wirft der Gegenseite vor,mit allen Mit-
teln «zu tricksen und zu täuschen».

Bundesrat widersetzt sich EU

Weniger rabiat, aber ebenso deutlich sind
die Vorbehalte aus Brüssel: Die EU will
ebenfalls,dass dieVerträge als Ganzes be-
handelt werden. «Alles oder nichts»: Das
war – frei übersetzt – die Botschaft,die der
Chefunterhändler der EU SchweizerAus-
senpolitikern bei einem Besuch in Brüs-
sel vergangenen November überbrachte.

Den Bundesrat kümmert es wenig.
Das ist insofern bemerkenswert, als ge-
rade die SVP ihm gern vorwirft, vor der
EU den Bückling zu machen. Von vor-
auseilendem Gehorsam kann zumindest
in diesem Fall keine Rede sein. Zwar
haben Aussenminister Ignazio Cassis
und seine Bundesratskollegen das Paket
nicht vollends aufgeschnürt, sondern es
im Rahmen eines einzigen Geschäfts an
das Parlament überwiesen.

Aber sie haben die rechtlichen Vor-
aussetzungen geschaffen,damit das Parla-
ment die ganze Vorlage problemlos etap-
pieren kann. Namentlich haben sie die
diversenAbkommen und die dazugehöri-
gen Gesetzesänderungen in zweiTeile mit
total vier Bundesbeschlüssen abgepackt:

� Teil «Stabilisierung»: Erweiterung
von fünf bestehenden bilateralen Ab-
kommen wie der Personenfreizügig-
keit unter anderem durch Regeln zur
Rechtsübernahme und zur Streitbei-
legung, Teilnahme am EU-Forschungs-
programm, höhere Kohäsionsbeiträge

� Teil «Weiterentwicklung»: neues
Stromabkommen, neues Abkommen zur

Lebensmittelsicherheit, neues Gesund-
heitsabkommen (nur Kooperation, ohne
Marktzugang)

Diese Aufteilung erlaubt zum Beispiel
folgendes Vorgehen: Das Parlament ver-
abschiedet zuerst die «Stabilisierung»,
lässt sich jedoch für die neuen Verträge
mehr Zeit. Vor allem beim Strom stehen
viele Fragen im Raum. Auch die Volks-
abstimmungen würden in diesem Fall ge-
staffelt stattfinden.Zuerst käme einzig die
«Stabilisierung» an die Urne (frühestens
im Juni 2027, wohl eher 2028). Die neuen
Verträge könnten 2029 folgen. Mehr Zeit
darf die Schweiz kaum verstreichen las-
sen, weil die EU mit der Ratifizierung
aller Verträge wohl abwarten wird, bis
sämtliche Entscheide vorliegen.

«Untrennbar verknüpft»

Offiziell spricht der Bundesrat weiterhin
von «einem Paket» – alles andere wäre
auch ein Affront gegenüber der EU. Fak-
tisch jedoch hat er sich mittlerweile klar
von dieser Logik verabschiedet. In seiner
Botschaft steht etwa dieser Satz:«Der Sta-
bilisierungsteil kann auch dann in Kraft
treten, wenn ein oder mehrere Abkom-
men des Weiterentwicklungsteils abge-
lehnt werden.» Konkret: Obwohl die
Schweiz mit der EU explizit ein Gesamt-
paket verhandelt hat, ist sie laut dem Bun-
desrat frei, nachträglich einzelne Teile da-

von abzulehnen. Nach dieser Lesart gibt
es eine einzige, wichtige Einschränkung:
Die drei neuen Abkommen können nur
in Kraft treten, wenn auch der «Stabili-
sierungsteil» angenommen wird.

Das Umgekehrte aber ist aus Ber-
ner Sicht zulässig: Sollte das Stimmvolk
die drei neuen Abkommen allesamt ab-
lehnen, die «Stabilisierung» mit den be-
stehenden Verträgen aber gutheissen,
könnte diese trotzdem in Kraft treten.
Davon geht zumindest der Bundesrat aus.

Die EU sieht es anders. Nach ihrer
Darstellung sind die Teile des Pakets
«untrennbar verknüpft» und bilden ein
«kohärentes Ganzes». Die grosse Frage
ist, wie die EU und ihre Mitglieds-
länder reagieren, wenn die Schweiz bei-
spielsweise die «Stabilisierung» und das
Gesundheitsabkommen gutheisst, das
Strom- und das Lebensmittelabkommen
hingegen verwirft. Würden sie dies ak-
zeptieren? Oder würden sie sich weigern,
die «Stabilisierung» und das Lebensmit-
telabkommen zu ratifizieren? Die EU
vermeidet klare Aussagen zu solchen
Szenarien, offenkundig auch, um die
Debatte in der Schweiz nicht zu stören.

Umso mehr drängt sich die Frage
auf, woher der Bundesrat die Zuversicht
nimmt, dass die EU eine einseitige Auf-
spaltung des Pakets durch die Schweiz
akzeptieren würde. Die Frage, ob es of-
fizielle oder informelle Signale in diese
Richtung gibt, lässt das Aussendeparte-

ment offen. Stattdessen hält es fest, im
Falle einer etappierten Abstimmung
müssten «die Modalitäten des Inkraft-
tretens zu gegebenem Zeitpunkt mit
der EU vereinbart werden». Und dann
kommt es: Sollte eines der drei neuen
Abkommen vom Volk abgelehnt wer-
den, «können die anderen Abkommen
aus rechtlicher Sicht dennoch in Kraft
treten».Will heissen:Was aus politischer
Sicht gilt, weiss niemand.

Viele Befürworter hierzulande zei-
gen sich zuversichtlich, dass die EU da-
mit leben könnte,wenn die Schweiz einzig
die «Stabilisierung» gutheisst. Für diese
These spricht, dass damit das ursprüng-
liche Anliegen, an dem die EU seit mehr
als zehn Jahren festhält, erfüllt wäre: Die
bilaterale Beziehung Schweiz-EU be-
käme eine neue institutionelle Basis –
sie würde auf ein neues, verbindliche-
res Niveau gehoben. Vor allem mit der
dynamischen Rechtsübernahme im Be-
reich der betroffenen Abkommen wäre
ein zentrales Anliegen der EU erfüllt. Es
wäre wohl auch klar, dass bei künftigen
Abkommen dieselben Spielregeln gälten.

Hinzu kommt, dass die drei neuen
Abkommen zunächst auf Wunsch der
Schweiz in das Paket integriert wurden.
Zwar sind sie offenkundig auch für die
EU interessant, sonst würde sie nicht so
beharrlich am Paket-Ansatz festhalten.
Aber die EU könnte davon ausgehen,
dass die drei neuen Abkommen nach

einer Ablehnung später wieder zum
Thema würden – und dass dannzumal
nicht mehr über Grundsätzliches wie
die Rechtsübernahme diskutiert werden
muss. Ein Stromabkommen etwa dürfte
rasch wieder aufs Tapet kommen, wenn
Versorgungsprobleme drohen.

Erklärungsbedürftig bleibt die scharfe
Kritik der SVP. Wenn die Partei davon
ausgeht,dass die EU eineAufspaltung des
Pakets nicht akzeptiert,könnte sie ein sol-
chesVorgehen eigentlich erst recht unter-
stützen, um die Verträge auf diesem Weg
zu Fall zu bringen.Aber offenkundig ste-
hen andere Motive im Vordergrund: Die
SVP weiss genau,dass derWiderstand am
grössten ist, wenn alle Abkommen mit-
einander an die Urne kommen. Relevant
ist vor allem das Stromabkommen, das
auch von einflussreichen Akteuren der
Gewerkschaften und der Kantone be-
kämpft wird.Umso verlockender ist es für
die SVP, am Gesamtpaket festzuhalten,
um die Angriffsflächen zu kumulieren.

Dasselbe Kalkül spielt auch im Pro-La-
ger.Allen voran der Bundesrat hat anfäng-
lich gehofft, das Stromabkommen werde
zu einem attraktiven Verkaufsargument
für das ganze Paket, weil es Versorgungs-
sicherheit verspricht. Danach sieht es bis
jetzt nicht aus – im Gegenteil, der Strom-
vertrag scheint sich zum Handicap zu ent-
wickeln. Das erklärt, weshalb viele Befür-
worter eine Etappierung bevorzugen.

Albert Rösti im Zwiespalt

Eine interessante Rolle in diesem Spiel
kommt dem SVP-Bundesrat und Ener-
gieminister Albert Rösti zu. Aufgrund
früherer Aussagen kann man davon aus-
gehen, dass er die Fundamentalopposi-
tion seiner Partei gegen das Paket teilt.
Gleichzeitig stellt er sich relativ klar hin-
ter das Stromabkommen und verteidigt
es gegen Kritik aus der eigenen Partei
und den Wasserkraftkantonen.

Daraus lässt sich ableiten, was für ihn
die denkbar schlechteste Variante wäre:
Die «Stabilisierung» wird angenommen,
das Stromabkommen hingegen scheitert.
Dann hätte die Schweiz aus seiner Sicht
die Nachteile der dynamischen Rechts-
übernahme ohne die Vorteile der höhe-
ren Versorgungssicherheit beim Strom.

Mit dem Paket-Ansatz hätte sich dies
vermeiden lassen. Nun kann Rösti nur
noch hoffen, dass bei einer etappier-
ten Abstimmung der Widerstand seiner
Partei gegen das Stromabkommen nach-
lässt, wenn zuvor die «Stabilisierung»
angenommen worden ist. Wird diese
aber abgelehnt, kann man sich die Ab-
stimmung über die neuen Abkommen
sowieso schenken. Immerhin in diesem
Punkt herrscht Klarheit. Die Debatten
im Parlament sollen im September be-
ginnen. Der Ständerat will das gesamte
Paket in einer Session beraten. Ob er es
schafft, ist fraglich.

Wann und wie oft das Volk über die neuenAbkommen mit der EU abstimmen wird, ist weiterhin umstritten. CHRISTIAN BEUTLER / KEYSTONE


